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Graz. am 04 .11 .2O15

Polizze 10,459,665

Sehr geehrter Kunde,

anbei erhalten Sie die Polizze zu dem mit uns abgeschlossenen Versicherungsvertrag.
W4r danken lhnen für lhr Vertrauen.

Der Beginn des Versicherungsschutzes hängt von der rechtzeitigen Zahlung der
Erstprämie ab.

Die Zahlung ist rechtzeitig, wenn sie binnen 14 Tagen ab Erhalt dieser Zahlungsauf-
forderung erfolgt.
lm Fall des Zahlungsvezugs besteht nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen
(vgl. Rückseite) kein Versicherun gsschutz

Da Sie uns einen Abbuchungsauftrag erteilt haben, werden wir den fälligen Betrag von
lhrem Konto einziehen. Wr ersuchen Sie daher, im genannten Zeitraum für aus-
reichende Deckung lhres Kontos zu sorgen,

Auch wenn Sie bereits Versicherungsschutzhatten, ist die rechtzeitige Bezahlung der
Erstprämie erforderlich, um den Verlust bzw. eine Unterbrechung des Ver-
sicherungsschutzeszu vermeiden.
Dies gilt, wenn lhnen eine vorläufige Deckung zugesagt oder der Versicherungsbeginn
für einen Zeitpunkt vor Erhalt dieses Schreibens vereinbart wurde.

Für lhre Wünsche und Anliegen stehen wir lhnen jederzeit zur Verfügung und beraten
Sie gerne.

Die Versicherung auf ,lrrer 5eite.

Beilage

DVR 0050059

\qrffi#ffiffi#,
Generaldirektion: 801 0 craz, Herrengasse 1O-20
Tel. (0316) 8037- 0

Mit freundlichenGrüßen

GRAZER WECHSELSEITIGE
VERSICHERUNG AG

ful ?*a '
EXPD

DS rAM - r1.rr A-ao1o 6ra2, Herrengasse r8-2o, rcSistrierl beim tGZGraz unter FN 37ruarn, UID: ÄTrrr7"^Ä.^^



Die im umseitigen Text angesprochenen Bestimmungen des Versicherungs-
vertragsgesetzes(VersVG) lauten :

§ 38. (1) lst die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14
Tagen nach dem Abschluss des Versicherungsvertrages und
nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so
ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist,
berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt,
wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier
Monate vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend gemacht
wird.

(2) lst die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts
des Versicherungsfalls und nach dem Ablauf der Frist des
Abs. 1 noch nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der
Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der
Prämie ohne sein Verschulden verhindert war.

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1

und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer
den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die
Rechtsfolgen derAbs. 1 und 2 nichtaus.

§ 39a. lst der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als
10 vH der Jahresprämie, höchstens aber mit EUR 60,00 im
Verzug, so tritt eine im § 38 oder § 39 vorgesehene
Leistungsfreiheit des Versicherers nicht ein.
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Graz, an 04.11 .2015

Kundenkennzeichen

7225407Knoebl l,Ii chael
Li ebenauer - Hauptstr g3 B
8041 GraT

Anfragen an: lhre zuständige Direktion:

Bitie wenden Sie sich an lhren persönlichen Generaldirektion Graz
Betreuer oder an die zuständige Djreldion BOf O Gä, Herrengäse 1S_20
der Grazer wechsetseitigen versicherung 

1et.r oo43 (o)316 Bo37-6222,Fax.. -6490
E-l,lailt service@grawe. at

Aufgrund des gestellten Antrages gewähren wrr gemäß dieser Polze und den vereinbarten Versicherungsbedingungen
VersicherungsschuE für. das beschriebene Rrsiko während der vereinbarten Vertragsdauer Das Adressfeld" ores er-polizze
bezeichnet den oder die Versicherungsnehmer.

POLIZZE ZUR ERLEBEI{S.VERSICHERUNG
Pensi onsvorsorge
Hauptfäl1igkeit ist jeweils der 1. November

ErI ebensvers i cherunq Tarif ERIEmit Gewinnbeteiliou6o
GRAWE KLASSIKFLEX-

Qewi nnverband Kapi tai versi cherungen
Abrechnunosverbahd 2015
Garanti erter Rechnunoszi ns 1 .5*
Rentengenerati onentafel AVÖ 2005 R Unisex t,130

Wertgesi chert mit ei nem Fi x index von j äh11 i ch 2 ,00 Prozent
Versicherungsdauer vom 01 .11 .2015 bis 01.11.2035
Prämi enzahl ungsdauer vom 01 . 11 .2015 b is 01 . 11 .2032

Versi chert wird {we rden ) :

MICHAEL KNOEBL gdboren än 27.12.1965
Bezuqsberechti qt i m Erl ebensfal I i
Der Versicheruigsnehmer
Bezuqsberechti ot im Todesfal I :

100%-Knöbl He idel ore 06. 11 . 1940

Versi cherungssumme EUR 20.855,00

LV 199Bitte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite 2 734;

D5 tr2 n.n A-80ro Craz, HBrrengas§e 18-20, regrsrr er! beim L6z 6raz unt€. FN _ri743n. utD:Är ??^..4..
$H+.#t



Polizze Nr. 10,459. 665 Sei te 2
Graz , an 04 .11 .2015

Für alle Verträge dieser Polizze gelten fo'lgende Bedingungen:

Abl ebensl ei stunq Tari f ER1 (LV80803/01)
Im Abl ebensfal I -werden di e di nbezahl ten Tari fprämi en ausbezahl t.
1V90111/07 AVB LV, LV80001/08 BVB KLV, LV80090/03 BVB Fix, LV80251/02 BVB Flex

Dieser Vertrag wurde ohne ärztliche Untersuchung abgeschlossen.

NACHSTEHENDE TABELLE IST VERTRAGSBESTANDTEIL:
TabelIe der oarantierten Drämienfreien Werte und der
Rückkaufswerte bei der veiei nbarten Zahl ungswei se.

Al 1e Beträge in EUR

vol I endete
Vertragsjahre Rückkaufswert

ordmi enf rei e
Verbi cherungssumme

Warnhinweis bei Vertragskündi gung :

Wir sehen uns verpf'l ichtet. Sie auf foloende Situation aufmerksam zu
machen. Wir raten lhnen in Ihrem IntereSse zu äußerster Vorsicht:
Immer wieder wird Kunden von lvlitarbeitern anderer Unternehmen
vorqeschl aqen , i hre bestehende Vers icherunq aufzul ösen und stattdessen
einö anderö Lebensversi cherunq abzuschließän. t^/i r bitten Sie zu Ihrem
eigenen Vorteil, derartigen Ahgeboten äußerst kritisch gegenüberzustehen,
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6 .807
7.944
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Bitte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite
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GRMEß WEEH§EISHNGE
Versicherung Aktiengesellschaft

Ein Wechsel (bei Prämi enfrei stel I uno . Reduktion oder Kündiquno)
zu einem anddren Versicherunqsunteräehmen ist für Sie unweioeilich
mit Verlust des Versi cherunoEschutzes und neuerlichen
Kostenbelastunoen verbundeni Sollten Sie in eine der oboenannten
S i Luatl onen kofimen. nehmen Sie b itte mit I hrem Kundenbeiater
Kontakt auf.

Polizze Nr. 10,459.665

l'lonatl i che Fol geprämi e

Vorschrei bung Er s t prämi e

Abbuchung erfol gt

seite 3
Graz, an 04 .11 .2015

ab 01 .12.2015 EUR 100,01

ab 01 . 11 ,2015 EUR 100 ,01

EUR 100,01

Die dazugehörige l,,landatsreferenz lautet 020P01045966520151029

Die Prämien beinhalten Steuern.

Unsere Bankverbindungen:
Raiffeisenland6bank steiermark IBAN: AT23 3800 0000 0005 1052, BlCr RZSTAT2G
PSK IBAN AT75 6000 0000 0234 4843. BIC: OPSKATWW

Der Versicherunosnehmer kann iedezeit auf seine Kosten Abschriften aller Erklärungen
begehren, dle voi ihm oder für itin dem Versicherer gegenüber mit Bezug auf den Vertiag
abgegeben worden sind.

:I§rrffiffi
fud ?u*-

LV 199
Bitte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite 4 735

DS t52 n.n A_8o1o 6.ö2, l€rr€ngassp 18 20, registlied beim 16Z 6ra2 unier aN liiü8n



Polizze Nr. 10,459 . 665 Sei te 4
Graz. am 04 .11 .2015

ANHANG

Alle Texte, die als vedragliche Vereinbarung für diese Polizze gelten (Ve.sicherungsbedingungen und Klauseln), sind vollsländig in

Anhang 2 enthalten. ln diesen Texten wird an verschiedenen Stellen auf gesetzliche Bestimmungen veMiesen. Daher enthält Anhang 1

iene Gesetzestexte, auf die an anderer Stelle Bezug genommen wird.

Dle lniormation über bestehende RücKrittsrechte finden sich in den §§ 3 und 3a Konsumentenschutzgesetz (KSchG), in den §§ 5b,5c und
165a Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) und in § 8 Fern-Finanzdienstleistungs-Gesetz (FernFinG). Kündiounosrechte sind in §§ I Abs 3
und 165 VersVG geregelt. Bei Rentenversicherungen, für welche die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Rentenversicherung zur
Anwendung gelangen, besteht ledoch kein Kündigungsrecht.

ANHANG I - GESETZLICHE BESTIMMUNGEN (auszugsweise)

VERSICHERUNGSVERTRAGSGESETZ (VersVG)
(2) Die Frist zur Ausübung des Rucktriitsrechts beginnt mit dem
Tag zu laulen, an dem dem Versicherungsnehmer

1. der Versicherungsschein und die Versicherungsbedingungen
einschließlich der Bestimmungen über die Prämienlestsetzung
oder -änderung,

2. die in §§ 9a und18b VAG sowie in den §§ 137f Abs.7 und I
und 1379 in Verbindung mit § 137h GewO 1994 vorgesehenen
lnformationen und

3. eine Belehrung Liber das Rücktrittsrecht

zugegangen sind.

(3) Das RücKrittsrecht nach Abs. 1 steht dem Versicherungs-
nehmer nicht zu, wenn die Vertragslauizeit weniger als sechs
l\,4onate beträgt. Es erlischt spätestens einen Monat nach dem
Zugang des Versicherungsscherns und einer Belehrung iiber das
Rücktrittsrecht.

§6. (1) lst im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer
Obliegenheit die vor dem Einlritt des Versicherungsfalles dem
Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der
Verpflichtung arr Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als eine
unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann den Vertrag
innerhalb eines Monates, nachdem er von der Verletzung
Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
kündigen, es se denn, daß die Vedetzung als eine
unverschuldete anzusehen ist. Kundigt der Versicherer innerhalb
eines Monates nlcht. so kann er sich auf die vereinbarte
Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, dle die dem
VerscherLagsven'ag zugrundeliegende Aqutvatenz zwschen
Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritl die vereinbarte
Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Verhäftnis ein, in dem die
vereinbarte hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig
vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von
Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen
die keinen Einfluß auf die Beurteilung des Risikos durch den
Versichere. haben, tritt Leistungsfrelheit nur ein, wenn die
Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist.

(2) lst eine Obliegenheit verletä, die vom Versicherungsnehmer
zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung
einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber -
unabhängig von der Anwendbarkeit des Abs 1a - zu erfüllen ist,
so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit
nicht berufen, wenn dle Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritl
des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einlluß auf den
umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.

(3) lst die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbarl, daß eine
Obliegenheit verletzt wird, die nach dem Einkitt des
Versicherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfilllen ist so
tritt die vereinbarte Rechtsfolge nichl ein, wenn die Verietzung
weder auf Vorsa2 noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die

ERSTER ABS,PHN,ITT
VORSCHRIFTEN FUR SAMTLICHE

VERSICHERUNGSZWEIGE.

Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften,

§5b (1) Gibt der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung
dem Versicherer oder seinem Beauftragten persönlich ab, so hat
dieser ihm unvezüglich eine Kopie dieser Vertragserklärung
auszuhändigen

(2) Der Versicherungsnehmer kann binnen zweier Wochen vom
Vedrag zurücktreten, sofern er

1. entgegen Abs. 1 keine Kopie seiner Vertragserklärung
erhaften hat.

2.die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestim-
mungen über die Festsetzung der Prämie, soweit diese nicht im
Anhag bestimmt ist. und 'rber vo-gesehene Ande.ungel der
Prämie nicht vor Abgabe seiner Vertragserklärung erhalten hat
oder

3. die in den §§9a und 18b VAG und, sofern die Vermittlung
durch einen Versicherungsvermittler in der Form
"Versjcherungsagent' erfolgte, die in den §§ 137f Abs 7 bis 8
und 1379 GewO 1994 unter Beachtung des § 137h GewO 1994
vorgesehenen Mitteilungen nicht erhallen hat.

(3) Dem Versicherer obliegt der Beweis, daß die in Abs. 2 Z 1 und
2 angeführten Urkunden rechtzeitig ausgefolgt und die in Abs.2
Z 3 angeführten lvlitteilungspflichten rechtzeitig erfüllt worden sind.

(4) Oie Frist zum Rücktritt nach Abs.2 beginnt erst zu laufen, wenn
die in Abs. 2 Z 3 angefühden Mitteilungspflichten erfüllt worden
sind, dem Verslcherungsnehmer der Versicherungsschein und die
Versicherungsbedingungen ausgefolgt worden sind und er über
sein Rrlcktrittsrecht belehrt wordeh ist.

(5) Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtwirksamkeit der
geschriebenen Form; es genügt, wenn die Erklärung innerhalb der
Frist abgesendet wird. Das Rücldrittsrecht erlischt spätestens
einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins
einschließlich einer Belehrung über das RrlcKrittsrecht. Hat der
Veßicherer vorläufige Deckung gewährt so gebührt ihm hlefür die
ihrer Dauer entsprechende Prämie.

(6) Das Rcrcktrittsrecht gill nicht, wenn die Vetragslaufzeit weniger
als sechs Monate beträgt.

§ 5c. (1) lst der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Abs. 1 Z 2
KSchG), so kann er vom Versicherungsvertrag oder seiner
Venragserklärung ohne Angabe von Gründen binnen 14Tagen in
geschriebener Form zurücktreten. Hat der Versicherer dem
Versicherungsnehmer vorläufige Deckung gewähft so gebührt
ihm dafür die jhrer Dauer entsprechende Prämie.

Bi tte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite
LV L99

735



Polizze Nr.

Graz, am A4.11 .2015

10,459.665

(2) Bei Selbshord des Versicherlen jnnerhälb von drei Jahren nach Abschluss
Wrederherslellung oder e,ner die Leistungspflicht oes Versicherers €r!!eit6rnden
Anderung des Venrages lerslenwirdie iarifl iche Deckungsr ückslettu ng

Wird uns nachgewiesen, dass Setbstmord in einem die freie Wiltensbestimmung
ausschließenden Zustand krenkhefler Störung der ceistestäligkeit begangen wurdel
beslehl hingegen voller Versicherungsschuts.

- Bei Selbstmord des Versicherten nach Ablauf von drei Jahren seit Abschtuss,
Anderung oder Wiederhersteltung des Vertrages besteht votter Versicherungsschotz.

(3) Bei Ableben infolge Teilnahme an krjegerischen Handtungon oder Aurruhr,
Aufsiand oder Unruhen auf Seiten der Unruheslifler l6iston wir ebonfalis die tarifliche
Deckungsrücksiellung.

(4) Wird Österreich in kieqerische Ereiqnisse vervrickolt oder von ein6r nuktes-
ron, biologischen, chemischen oder durch Terrorismus ausgelösten Kalaslrophe
belroffen, bezahlen wir bei dadurch verursachlen Versicherungsfällen den Wert der
tarillichen Deckungsrückslellung.

(5) Ohne besondere Vereinbarung bezahlon wir nur die tariliiche Deckungsrück-
sleilung, wenn das Ableben

a) in Ausübung einer Täligkeil als Sonderpiloi (2. B. Draohenflieger, Ballonfah-
rer, Paragleiter, Fallschirmspringer), Hubschlauberpilot oder Militärpiiol ec
folgl.

b) in Ausübung einer gefährlichon Sportarl (2.8. E(remkletlern, Tiefseetauchen)
erfolgl.

c) infolgo Teilnahrne an Wettfahrlen oderzugehörigen Trainingsfah rlen in einem
Land', Lufl- oder Wasserkrafifahzeug erfolgt.

d) als direkle und unmittelbare Folge der Veruendung eines Motorrades einiriit
und der Versicherle das 30. Lebonsjahr noch nicht vollendet hat. oiese Leis-
lungs€inschänkung gilt nur, wenn dem Verlrag ein Risiko-Diskonttarif zu-
grunde liegl.

e) infolgs einer Epidemie e.folgl. Eine Epidemie isl das massenhalle Auflreten
dner Krankheil innerhalb ein6r Populalion. Als Epidemie gili jedenfalls €in6
E*rankung, g6g6n die öslerreichische Behörden llraßnahmen im Sinne des
EpidemiegeseDes von '1950 und zugehörigen Verordnungen angeordnet ha-
ben. Als Epidemie gill weilers jedenfalls eine E*rantung, die von der Welt
gesundheitsorganisation (WHO) als Pandemie klassif iziert wurde.

0 infolge einer H|V-lnfektion erfolgl. Wurde die H|V-lnfehioo durch eine medizi,
nische Heilbehandlung verursacht isl diese Leistungseinsch6nkung nicht an-

§ 4. Beginn des Versicherungsschutzes

(f) Der Versicherungsschulz beginnl, sobald wir die Annahme lhres Antrages in
geschdebenor Form oder dsrch Zustellung d€. Polizze erklärl und Sie die e.ste oder
einmalige Prämie rechlzsilig bezahll haben. Vor dem in der Polizze angegebenen
Versicherungsbeginn b€sleht kein Versicherungsschutz.

Wkd die ersle oder einmalige Prämie nichl rechtzeilig bezahlt. beginni der Vsrsi-
cherungsschulz ersl im Zeilpunh der verspälel€n Prämienzahlung.

(2) lhr Versicherungsve(rag isl mil vorlävfigem Sofo.tschqlz ausgeslalt6t.

Der vorläullge Sofo.tschulz ersireckt sich auf die filr den Todesfall beantraglen
Summen, höchstens auf EUR 60.000,00, auch wenn insgesaml höhere Summeß auf
das Leben dess€lbgn Versicharlen beanlragl sind.

Der vorläurige Sofortschulz g ilt,

- wenn der Versichode zum Zoiipunh dor Anhagslellung voll arbeilsfähig isl,

' nicht in ä rzl licher Behand lung oder Konlrollestehl

- und die Versicherungsbedingungen k6ine Einschränkungen oder Ausschlüs-
sB (§§ 2 und 3) voß6hen.

Der vorläufige Soforlschu2 beginnl mil Eingang lhres Anlrag€s bei einer Landes-
od€r der Generaldireklion der Grazer Wechselseilige Versicherung AG, irllheslons
aber mil dem beanlragten Versicherungsbaginn. Für Vedräge mit ärzllioher lJntersu-
chung erhöhl sich der vodäufige Sofortschuiz, sobald all6 erForderlichen Untersu-
chungsbefunde bei der Grazer WechselseitigeVersicherung AG einlangen, auf höchs-
lens EUR 90.000,00.

Der vorläufigo Soforischutz endet mit Zuslelluog der Polizze oder dsr Ablehnung

'hres 
Antrages oder auch mil unsere. Erklärung, dass der vorläufige Sofortschulz

beendel isl oder auch mil lhrem Rücklritl vom Antrag, sofern dieser vor Zuslellung der
Polizzeerfolgt, in jedem Falljedoch sschsWochernachAnlragslellung.

Für den vorläuligen Soforlschulz berechneh wir keine gesonderle Prämie. Wenn
wir aufgrund des vorläufigen Solorlschutz6s teislen, verrechnen wir die auf diese
Leistung enlfallende erste Jahresprämie bzw. einmalige Prämie.

§ 5. Kosten und Gebühren

(1) Die vereinbarle Prämie fljeßl - nach Abzug der Koslen und d6r Versiche-
rungssleuer - gemäß don versicherungsmalhemalischen Berechnungsgrundlagen der
Deckungsrücksiellung zu.

&§qr#,#ffi
.. Die Versicherungssleuer wird entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen von
lhren Versicherungsprämien i0 Abzug gebracht. Weitersziehen wirvon thren V;rciche-
rungsprämien Abschlusskoslen (vgl. Abs. 2), VeM,alungskosren (vgt Abs. 3 bzw. 4)
und Koslen zur Deckung des Ablebensrisikos (Risikokoslen) (vg!. Abs. 5) enlspre-
chend dem vereinbarten Terifab.

(2) oie Abschlr.rsskoslen werden zu Beginn thres Versicherungsverlrages fä ig.
Oi6sewerden nach dem so g6nanrlen'Zillmerverfahren"verrechnet.

Das Zillmerverfahren hat zur Folgo, dass in der Anfangszeit lhres Vertrages die
Deckungsrüokstsllung und damit auch der tarifliohe Rückkauiswerl oder die prämien-
freie Versicherungsleislung - mil Aüsnahme von Versicherungsverträgen gegen
Einmalprämie - geriog sind. Die ftir lhren Verlrag gellenden Rückkaufswerie und
prämienfreien Versicherungssumm€n entnehmen Sie der entsprechenden Tabelle in

Der für die Abschlusskoslen är lilgende Belrag ist auf 4 0/ö der Wertungssumme
beschränkl. Boi reinen Risikolarifen isl der für die Abschlusskosien zu tilgende Betrag
auI20 % derlaufenden Prämi6 beschränkt.

Di6 Werlungssumme enlsprichl bei Vsdräg€n g6gen laufende Prämie grundsälz,
lich der Summe der Nettoprämien (Brutloprämle oxkl. Versicherungssteuer und elwai-
gem lJnterjährig keils- sowie Risikozuschlag) über die gesamle Vertragslaufz6il. Abwei-
chend davon errechnel sich bei Verlrägen mil abgeküeter Prämienzahlungsdauer die
Werlungssumme aus der Netioprämiensumme zuzüglich 20l. pro prämienfreiem
Verlragsjahr. Die Wedungssumm6 isl mit 200% der Nettoprämi6nsummemaximiert.

Bei Verlrägen geg6n Einmaiprämie errechn€t sioh die Weriungssummo aus der
Neltoprämie (Brutloprämie exkJ. Versicharungssleuer und etwäjgem Risikozuschlag)
zuzüglich 27o für jedes das 10. Vertragsjahr übersleigende Vertragsjahr; bei Verträgen
mil einer Laufzeil unter 10 Jahren beirägt die Werlungssumme 10% der Netloprämie
pro Verlragsjahr. Die W€rlungssummeisl mil200Vo der Nettoprämie marimierl.

Bei Gruppenversicherungen werdeß ausschließlich laufende Abschlusskoslen in
Höhe von biszu 6 0/o der Prämien verrechnel.

G) Jähnich wed€n laufende Verwaltungskoslen in Höhe von max.3yo der
Versicherungssummeverrechnet.

(4) Bei rein€n Risikoterif€n werden - zusälzlioh zu den in Abs. 3 genannlen
Verwallungskosten - laufende VeMallungskosten in Höhe von maimal 3 % der
Prämien v6rrechnet. Sie werden von den verrechnolen Prämien dnbehalten. B€i
Pämien gegen Einmalerlag und nach Prämienfroislellung werden diese laufenden
VerwEllungskosten nichl verrechnel

(5) Die Koslen zur Deckuns des Ablebensrisikos richten sich nach dem Alter das
Versiche(en soy,/ie der für den Todesfali vereinbarlen Versicherungssumme und der
Verlragslaufzoil. Das für die Eerechnüng relevanle Alter isl die Differenz zwischen dem
Kalenderjahr des Versicherungsbeginns und dem Geburlsjahr. Die Risikökoslen
errechnen sich jährlioh aus der Differenz zwischen der filr den Todesfailvereinbarten
Versicherungssumm€ und dem Wert dsr Dec*ungsrückslellung, mullipliziert mil der
Ablebenswahrscheinlichkeitgemäß der in der Polizze ausgewiesenen öslerreichischen
Slorbetafelje Tarif.

Für die Übernahme erhöhler Risiken insbesondere wegen Krankheit, Beruf, Spon,
elc. werden wir Zusalzprämien bzw. Risikozuschläge zur Versicherungsprämie oder
besondere Bedinqungen mil lhi€n vereinbaren.

(6) Oie in Abs. 2 - 5 genannlen Kostenbestandteile berücksichligen wir bereils
bei der Kalkulalion lhrer Prämien, sie sind daher in lhren Praimien enthallen. Bei
prämienfrei geslelllen Verlrägen entnshmen wir die in Abs. 3 und 5 gonannton Risiko-
uod Verwallungsftoslen der Deckungsrückslellung

Die Ausurirkungen dsr Kostenabzügo könnon Sie der Rückkaufswerttabelle enl.
nehmen, die 6inen inlegrierenden Bestandteil d6r Polizze und damit lhres Verlrages
bildel.

(7) Oie Rechnungsgrundlagen {ür die Ermitl{ung der Kosten nach § 5 sind Teil
der versicherungsmaihemalischen Grundlagen des jeweiligen Tarifes. Diese können
für b8stehende V€dräge von uns nichl veränded werden. lhre korrehe Anwenclung isl
von der Finanzmarhaufsiohtsbehörde (FI!4A) jederzeit überprüfbar.

(8) Für durch Sie veranlassle lvlehEufwendungen verrechnen wir angemessene
Gebühren. Dre Höhe der Gebühr lur Mahnung. Ausslellen einer E'saizpohz.,e, Ande-
tung der Zahlungsweise sowie Bearbeitüng einsr Vinkulierung, Ablrelung oder Ver-
piändung elc. könnon Sie bei uns erfragen oder aufWunsch zugesandt erhallen.

(g) Oiese Gebühren sind werlgesichert und !€rändern sich ab Beginn einesjeden
Kalenderjahres in demselben Ausmaß, in dem sich der von der STATISTIK AUSTRIA
monallich verlautbarte Verbraucherpreisindex 2000 oder ein von Amls wegen an seine
Slelle lrelender lndex gegenüber der for den Monal Jänner des Jahres des lnkrafllre-
tens des Tarifes veränderl hat. Der Versicherer isl dossen unbeschadel b€rechtigl
gering€re als die sich nach dieser lndoxklausel ergebenden Gebühren zu vedangen,
ohne dass dadurch das Rechl verloren gehl, für dieZukunfl wieder die indexkonformen
Gebühren zu verla,rgen.

§ 6. Gewinnbeteiligung

Wenn di6s in der Polizz€ gssonde.t ausgewies€n lst, dann isl für lhren Vertrag
eins Gey,/innbeleiligung verein barl und Sie nehmen im Wege der Gewlnnbeteiligung an
den von uns eziellen Übersohtissen leil. lhr Gowinnanleilwird in diesem Fallabhängig
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vom i€weiligon Tarifermittell und gutgeschriebeo. Elne lnformation darüber entneh men
Sie bitte der Polizze.

§ 7. Leistungserbringung durch den Versicherer, Angaben
zur Steuerptlicht

r1) Für dß Erbringung von Lerslung€n aus dem V€rlrag konnen wir dre iDergabe
der Polizze verlangen. Bei Vedusl einer auf Uberbringer lautenden Polizze können wir
die Lejstungserbringung von einer g6richtlich6n Kraflloserklärung abhängig maohen.lm
Ablebensfall sind zusälzlich aui Kosten des Bezugsberechligtsn eine amlliche Slerb€-
urkunde und ein Nachweis ilber die Todesursache des Versicherlen voc ulegen.

Wurde die amlliche Slerbeurkunde von einer Behörde eines Staales ausgeslellt,
dessen Urkunden von Rechts wogen diplomatisch b6gläubigl oder mil einer Aposlille
versehen werden milssen, so sind wir bereohligl, die enlsprechende diplomatische
Beglaubigung bzw. Apostillierung der Urkunde sowie die Vorlage einer beglaubigten
Überseizung de r Slerbeu rkunde zu verlangen

Zusälzlich können wirweilere ärzlliche oder amtliche Nachweise verlangen.

(2) Die Veßicherungsleislung wird nach Einlritl des Versicherungsfalles und
Abschiussder Erhebungen zu Versicherungsfall und Leislungsumfang fä llig.

(3) Sie sind v€rpflichtel, uns über lhren alllälligen Umzug ins Ausland zu informie-
ren ufd uns alle Ande«ingen der Angaben, die ftir die Beurleilung der persönlichen
Sleuerpllichl des Leislungsempfängers releva.ll sein können (insbesondere ösierrei-
chische und/oder ausländische Sleuerpflicht und Sleuernummer, Wohnsiiz, Anzahl der
Tage und gewöhnlicher Aufenthall im Ausland, enlsprechende Dal€n von Treugebern)
unveztiglich bekannl zu geben. lsl der Versicherungsnohmer keine nalürliche Person,
so isl dieser verpflichlel, uns über allfällige Anderungen von Silz und Organisalion
sowie f;r die BeuneJLng der Sleue,pflict'l relevanle Arde,ungen de' Eigenlümeßtrrrk-
l!r (mehr als 25% werd6n direkl oder indirekl von einer Us-Person gehallen) zu infor-

(4) Leislungen erbringen wir nur Zug um Zug gegen ldontifikalion des Leislungs-
empfängers und, falls von uns verlangt, gegen Abgabe einer Erklärung des Leislungs-
empfängeß, die die Angaben Jaut Abs. 3 enthäh, sowie enlsprechender Nachweise
(insbesondere amtlicher Lichlbildausweis).

(5) Wenn und insoweil die Gelahr einer Hafiung filr Steuern für uns bastehl, sind
wir berechligl, den enlsprechenden Teil der Versicherungsleislung bis zum Wegfall
dieser Gefahr einzubehallen und an die je\,,!eils zusländigen in- oder ausländischen
Slouerbohörden abzuführen. Wir sind nichl verpflichlet, Koslen des Leislungsempfän-
gers, die zur Erlangung einer allfälligen Rückerslatlung der ebgeführlen Beträge von
SteuorbehOrden anfallen, zu ersetzen.

§ 8. Kündigung derVersicherung - Rückkaufswert
(1) Sie können lhren Verlrag ganz oder leilweise kündigen:

- jederzeit mitWirkung zum Schluss dos laufend6n Versicherungsjahres

- innerhalb eines Versicherungslahres mil 3-monaiig6r Frisl mit Wirkung zum
Monalsende, früheslens jedooh mil Wirkung zum Ende des ersten Versiche-
runqsiahres.

Sofern für diesenVerlrag vereinbart, sind Kündigungon nur in Schriftiormwi.ksam.

(2) lm Falle der Kündigung lhres VersicherungsvertGges erha,ten Sie den Rück-
kaufswert zuzilg lich der erworbenen Gewinnbeteiligung.

Oer RUckkaufswert ist der jeweils akl!elle Wert der Deckungsrückstellung thres
Vsrsicherungsverlrag€s vermirderl um einen Abzug. Oieser Abzug b61rägl abhängig
vom Tarif bis zu 5 % der geschäflsplanmäßigen Deckungsrückslellung, mind€stens
15 % der Jahresbruttoprämie. 8ei r€inen Risikotarifen b6kägl der Abzug bis zu 10%
dsr Oeckungsrücksiellung, mindestens jedoch 507o der Jahresbrultoprämie.

(3) Bei einem Rtickkauf innorhalb der ersten 5 Jahre werden wn § 176 Abs.s
VeßVG berücksichligsn.

(4) Dje Rückkaufswe.le zum Ende einesjeden Versicherungsjahres sind aus der
in der Polizze enthallenen Rückkaufs- und Redu kionswerttabelle ersichllich.

(5) zusälzlich verrechnen wir eine einmalige Stornogebühr (vgt. § 2 Abs. f5) in
der Höhe von 15 0/o einer Jahresprämie, mindestens EUR 30,- marimal EUR 3OO,-.
Bei reinen Rjsikotarifen beträgi die einmalige Stornogebühr 50 0/o einer Jehresprämie.

§9. Prämienfreistellung

('l) Sie können lhren Verlrag pläm ienfrei slellen l

- jederzeil milWirkung zum Schluss des laufenden Versioherungsjahres

- innerhalb eines Versicherungsiahres mil 3-monaliger Frisl mil Wirkung zum
Monatsende, frilheslens jedoch mil Wirkung zum Ende des ersten Versicho-
rungsjahres.

Sofern tijr diesen Vertßg vereinbart, sind Prämienfroistellungen nur in Schriftform

(2) Bei einer Prämienlreistellung setzen wir lhre Versicherungssumme nach den
geschäflsplanmäßigen Beslimmungen auf eine pämientreie Versicherungsleislung
herab. Oabei wnd für die r€slliche Versicherungsdauer auf Grundlage des Ruokkaufs-
werles (siehe § I Abs.2) eine verminderle Versicherungssumme ermillell. Bei einer
Prämienfreislellung innerhalb der ersten 5 Jahre werden wir § 176 Abs. 5 Ve6VG
berücksiohligen.

Die Versicherungssumme darf EUR 1.000,-. nichl unlerschreilen, andernfalls der
Venrag rilckgekauft und der Rückkaufsv,/ert (siehe§ 8 Abs.2) ausbezahliwird.

(3) Wir verrBchnen eine einmalig€ Prämienkeislellungsgebühr. Diese belrägt
15 o/o der Jahresp.ämie, mindeslens EUR 30,.. maximal EUR 300,-.

Die individuelle Eniwicklung der prämienfre €n Versicherungssumme 6ntnehmen
Sie bitle der in der Polizzo enlhallenen Rückkaufs- und Reduklionswerttabelle. Unter
Reduklionswerl verslehl man die prä mienfrei€ Versich srungssumme.

(4) lm Falle einer Prämienfreisiellung erhälten Sie eine neue Polizze mil den
angepasslen Versicherungssu mme n u nd eine akiualisierte Rückkaufswerltabelle.

§ 10. Nachteile einer KUndigung oder Prämienfreistellung

Die Kilndigung oder Prämienfreislellung Jhres Versicherungsvedrages isl mit
Nachleilen verbunden. Der Rückkaufsv/erl liegl, besonders in den erslen Jahren,
deutlich unler der S!mme d€r einbezahllen Prämien. Der Rückkauf und die Prämien-
freislellung lhres Versicherungsvenrages sind für Sie in den erslen Jahren ledenfalls
mil einem Ve ust eines wesentlichen Teiles der einbezahlien Prämien verbunden-
Über die Laufzeil enlwickell sich der Rückkaursvrerl progressiv, bis er zu Verlragsende
die für den Erlebensfall vereinbarte Versicherungssumme erreichl.

Die individuellen verlragsbezogenen Werte sowie die Ausv/irkungen der Koslenabzü-
ge, enlnehmen Sie bitle der in lhrer Polizze enlhaltenen Rückkaufs- und ReduKions-

§ '11. Vorauszahlungen

(1) Sie können maximal bis zur Höhe des Iariflichen Rückkaufswerles eine
Vorauszahlung alf die kUnftige Leislung beaniragen. Filr diese Vorauszahlung sind
Zusatzprämien zu bezahl€n, auf die die Beslimmungen d€r §§ 2, 5 und I anzuwenden

(2) Wirwerden die Vorauszahlung nichl vorzeitig zurückfordern. Sie können sie
jedoch jederzeil zurück bezahlen, andernfalls v,/ird di6se im Versicherungsfall bei der
Leistuog, im Falle des Rückkaufs bei dem Rüokkaufswert verrechnet bzw. im Falle der
Prämienfreistellung bei Ermiltlung der prämienfreien Vers cherungss!mmeberücksich-
rigt.

§ 12. Vinkulierung, Verpfändung, Abtretung
(1) Sofern keine ardere Vereinbarung getroffen isl, sind Sie über thren Verlrag

verfügungsberechtigl. Sie können lhren Venrag vinkulieren, verpfändefl oder ablreten.

(2) Eine Verpfändung odor Ablrelung ist üns gegentiber nur und ersl dann v/irk,
sam, wenn sie uns angezeigl wird. Eine Vinkulierung bedärf neben d€rAnzeige zu ihrer
Wirksamkeil auch unsererZuslimmunq.

§ 13. Erklärungen
(1) Für sämllicheAnzoigen und Erklärungen von lhnen isi diegeschriebene Fo.m

erforderlich, solern nicht die Schrittform ausdrücklich und mit gesondeder Erklärung

Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in Sohriftzeichen eni.
sproch€n, aus dem die Person des Erklärenden hervorgeht (2.8. Telefax oder E-Mait).
Schriflform bedeulel, dass dem Erklärungsempfänger das Origjnal der Erklärung mii
eigenhänd iger Unlerschrifl des Erklärenden zugehen muss.

(21 Se sind lerpflichrel. dem Versrcherer eiae Ande,ung lhrer Anschrifl bekannl
zu geben. Eine rechllich bedeulsame Erklärung gill auch dann als zugegangen, wenn
Sie lhrer Verpflichlung zur Bekannlgab€ des Anschriflswechsels nichl nachkommen
und der Versichererdie Erklärung an die 2uleizl bekannt geqebene Anschdfl sendet

(3) Wenn Si6 lhren Wohnorl außerhalb Europas nehmen, müssen Sie uns eine
Pe.son innerhalb Oslerreichs benennen, die bevollmächtigl ist, unsere Erklärungen an
Sie enlgegenzunehmen.

(4) Nach E;nlritl des Ve.sicherungsfalles können wir eine Abiehnung, einen
RücKritt oder eine Anfechtung auch einem berechtiglen Driflen gegenüb€r rechlsv,/irk-

§'14. Bezugsberechtigung

(1) Sie beslimmen, v/er bezugsberechiigt ist. Der Bezugsberechligie erwirbl das
Rechl auf die Leislung mil Ejntritl des Versichearngsfalles. Bis dahin können Sie die
Bezugsberechtigung jedezejt ändern. An deru ng und Widerruf der Bezugsberechlig u ng
müss6n uns angezeigl werden. Sofern für diesen Verlrag ver6inbarl, sind A,rzeigen
ilb€rAnderung und Widerrufder Bezugsberechligung nur in Schriftform wirksam.
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(2) Sie können auch besljmmen, dass der Bezugsberechligte das Rechl auf die
künftige Loislung unwidBrruflich und damit sofort erwerben soll, Dann ksnn das Be-
zugsrochl nur noch mil dessen Z.rslimmung 96änded werden.

(3) lsl der ÜbBrbringer (lnheb€r) der Polizze anspruchsberechligl, so können wir
v€rlangen, dass eruns seine Berechligung nachweisl.

§ 15. Verjährung

Sie können lhre Ansprüche aus lhrem Versicherüngsvertrag innerhalb von 3
Jahren ab Fälligkeil der Leislung gelt€nd machen. Danach kilt Verjährung ein. Stehl
der Anspruch einem anderen zu, so beginnl die Vorjährung zu laufen, sobald diesem
sein Recht auf die Lei6iung bekanni geworden isl. lst dem Bezugsberechligten sein
Recht nichl bekannt geworden, so verjähren seioe Ansprüche erst nach zehn Jahren
ab Fälligkeil der Leislung.

§16. Vertragsgrundlagen

Verlregsgrundlagen sind lhr Anlrag, di6 Polizze mil der darin enthallenen Rück-
kaufs- und ReduKionswertlabslle sani sonsliger Anlagen, der dem Verlrag zugrunde
Iiegonde Tarif und die vorliegenden Veßicherungsbedingungen. Soweil nichls Abwei-
ohendes vereinbart ist, gelten die g€setzlichen Beslimmungen insbesondere des
Versicherungsvertragsgeselzes, des Allgemeinen Bürgerlich€n Geselzbuches und des
Konsumentenschuizgeselzes,

§'17. Anwendbares Recht

Oieser Verlrag unlerliegil österreichischem Rechl ohne die Verweisungsnormen
des österreichischen internalionalen Privairechls.

§ 18. Aufsichtsbehörde

Der Versicherer und der diesem Versicherungsvsrtrag zugrunde liegendo Tarif
unlerliegen der Konlrolle und der Aufsichl durch die Finanzmarklaufsichl (FMA),
A-1090 Wien, Otio-Wagner-Platz 5.

ARMEß WECIISEIJ,EITIGE
Versicherung Aktiengesellschaft

§ 19. Erfüllungsort

Ertüllungsodfür die Leistung istdie Generaldirektion des Ve6icherers in Graz

§ 20. Welche der vorangefilhrten Bestimmungen können
unter welchen Voraussetzungen geändert werden?

(1) Wn sind berechtigt, die Höh6 der Versicherungsprämien sowie die Bestim-
mung€n über den Rückkaufswert, die cewinnbeteiligung und die Prämienfreistellung
auch für beslehende Vsrlräge zu ändern,

- wenn eine Gefahrenerhöhung bei d6r versicherlen Person eingelreten ist

- wenn der Versicherrrngsverlrag (leilweise) prämienfrei geslelll wird.

(2) Wn beha,ten uns außerdem vor, einzel.e Beslimmungen des Vertrages auch
mil Wirkung für beslehende Versicherungsverlräge zu lr,odifiziercn

- bei den Versicherungsvertrag betr€ilenden Anderungen v,on Gesetzen oder
der höchstgerichilichenRechlspr€chung,

- im Falleihrer Unwirksamkeil,

- zurAb\iv€ndung und Boh€bung eineraufsichlsbehördlichenBeahslandung.

(3) Zur Beseiligung von Auslegunoszwejfeln sind wir befugi, den Wodlauleinzel'
ner Beslimmungen zu ändern, w€nn die Andenrng vom Bedeulungszusammenhang
des bisherigen Vertragslextes gedeckt isl und sie d6m wirklichen oder angenommenen
Willen beiderVerlragsteile unter Berücksichligung von Treu und Glauben entspricht.
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Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz vertet , die Lejstungspfticht
des Versicherers zu beeanflussen oder die Feststellung solcher
Umstände zu beeinträchtigen, die e«ennbar für die
Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der
Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die VerleEung weder
auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung Einfluß gehabt hat.

(4) Eine vereinbarung, nach welcher der versicherer bei s 17. (1) Der versicherer kann vom Vertrag auch dann
Verletzung einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sern soll, ist - 

2u1g6kk'e1s6, wenn über einen erheblich Umstand eine unrjchtigeunwirkssm Anzeige gemacht worden ist.
(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer
vereinbaften Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem
Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder
eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit
mitgeteilt wird.

§8. (1) Eine Vereinbarung, nach welcher ein Versicherungs-
verhältnis als stiilschweigend verlängert gilt, wenn es nicht vor
dem Ablauf der Vertragszeit gekündigt wird, ist insoweit nichtig,
als sich die jedesmalige Verlängerung auf mehr als ein Jahr
erstrecK.

(2) lst ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit einge-
gangen (dauernde Versicherung), sg kann es von beiden Teilen
nur für den Schluß der laufenden Versicherungsperiode gekündigt
werden. Die Kündigungsfrist muß für beide Teile gleich sein und
darf nicht weniger als einen l\ronat, nicht mehr als drei i,4onate
betragen. Auf das Kündigungsrecht können die padeien
einverständlich bis zur Dauer von zwei Jahren vezichten.

(3) lst der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Abs. 1 Z 2
KSchG), so kann er ein Versicherungsverhältnis, das er für eine
Dauer von mehr als drei Jahren eingegangen ist, zum Ende des
dritten Jahres oder Jedes daraulfolgenden Jahres unter Einhaltung
einer Frlst von einem Monat kündigen. Eine allfällige Verpflichtung
des Ve6icherungsnehmers zum Ersatz von Vorteilen, besonders
Prämiennachlässen, die ihm wegen einer vorgesehenen längeren
Laufzeit des Vertrags gewährt worden sind, bleibt unberührt.

§ 10. (1) Hai der Versicherungsnehmer seine Wohnung geändert,
die Anderung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, so genügt für
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes
nach der letzten dem Versicherer bekannten Wohnung. Oie
Erklärung vr'ird in dem ZeitpunK wirksam, in welchem sie ohne die
Wohnungsänderung bei regelmäßiger Beförderung dem
Versicherungsnehmer zugegangen wäre.

(2) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung in seinem
Gewerbebetrieb genommen, so sind bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Vorschriften des Abs. 1

entsprechend anzuwenden.

Zweites Kapitel
Anzeigepflicht. Erhöhung der cefahr.

§16. (1) Der Versicherungsnehmer hat beim Abschluß des
Vertrages alle ihm bekannten Umstände, die für die Übernahme
der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Erheblich
slnd jene Gefahrumstände, die geeignet sind, auf den Entschluß
des Versicherers, den Vertrag Uberhaupt oder zu den
vereinbarleh Bestimmungen abzuschließen, einen Einfluß
auszuüben. Ein LJmstand, nach welchem der Versicherer
ausdrücklich und in gesohriebener Form gefragt hat, gilt im
Zweifel als erheblich.

(2) lst dieser Volschrift zuwider die Anzeige eines erheblichen
Umstandes unterblieben, so kann der Versicherer vom Vertrag
zurücKreten. Das gleiche gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen
Umstandes deshalb unterblieben ist, weil sich der
Versicherungsnehmer der Kenntnis des tlmstandes arglistig
entzogen hat.
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(3) Der R0cktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den
nicht angezeigten Ljmstand kannte. Er ist auch ausgeschlossen,
wenn die Anzeige ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
unterblieben ist, hat ]edooh der Versicherungsnehmer einen
Umstand nicht angezeigt, nach dem der Versicherer nicht
ausdrücklich und genau umschrieben gefragt hat, so kann dieser
vom Vertrag nur dann zurücldreten, wenn die Anzeige vorsätzlich
oder grob fahrlässig ur*erblieben ist.

(2) Der RilcKritt ist ausgeschlossen, wenn dje Unrichtigkeit dem
Versicherer bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulden des
Versicherungsnehmers unriahtig gemacht worden jst.

§ 18. Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrenumstände an
Hand von vom Versicherer in geschriebener Form gestellter
Fragen anzuzeigen, so kann der Versicherer wegen
unterbliebener Anzeige eines tjmstandes, nach dem nicht
ausdrücklich und genau umschrieben gefragt worden ist, nur im
Falle arglistiger Verschweigung zurücl(reten.

§ 19. Wird der Ve(rag von einem Bevollmächtigten oder von einem
Vertreter ohne Vertretungsmacl'rt abgeschlossen, so l(ommt für
das RücKriftsrecht des Versicherers nicht nur die Kenntnis und
die Arglist des Vertreters, sondern auch die Kenntnis und die
Arglast des Versicherungsnehmeß in Betracht. Der
Versicherungsnehmer kann sich darauf, daß die Anzeige eines
erheblichen Umstand6 ohne Verschulden unteölieben oder
unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter
noch ihm selbst ein Verschulden zur Last fällt.

§ 20. (1) Oer Rücktritt ist nur innerhalb eines l\4onates zulässig. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versicherer von
der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt.

(2) Der Rucktritt ist gegenüber dem Versicherungsnehmer zu
erklären. lm FaUe des RücKrittes sind. soweit dieses
Bundesgesets nicht in Ansehung der Prämie eh,vas anderes
bestimmt, beide Teile verpflichtet, einander die empfangenen
Leistungen zurückzugewähren; eine Geldsumme ist von dem
Zeitpunld des Empfanges an zu verzinsen.

§2'1. Tritt der Versicherer zuruck, nachdem der Versicherungsfall
eingetreten ist, so bleibt seine Verpflichtung zur Leistung
gleichwohl bestehen, wenn der Umstand, in Ansehung dessen die
Anzeigepflicht verletä ist, keinen Einfluß auf den Eintritt des
Versicherungsfalls oder soweit er keinen Eintluß auf den Umfang
der Leistung des Versicherers gehabt hat.

§ 22. Das Recht des Versicherers, den Vert.ag wegen arglistiger
Täuschung über Gefahrumatände anzufeohten, bleibt unberührt.

§ 23. (1) Nach Abschluß des Vedrages darf der
Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers weder
eine Eftöhung der Gefahr vornehmen noch ihre Vornahme durch
einen Dritten gestatten.

(2) Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, daß durch
eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommene
oder gestattete Anderung die Gefahr erhöht ist, so hat er dem
Versicherer unvetzüglich Anzeige zu machen.

§ 24. (1) Verleta der Versicherungsnehmer die Vorschritt des § 23
Abs. 1, so kann der Versicherer das Versiaherungsverhältnis ohne
Einhaltung einer Kindigungsfrist kündigen. geruht die Verletzung
nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers, so muß
djeser die Kündigung erst mit dem Ablauf eines l\ilonates gegen
sich gelten lassen.

(2) Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monates von dem Zeitpunkl an ausgeübt wird, in welchem der
Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder
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wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung
bestanden hat.

§ 25. (1) Der Versicherer ist im Fall einer Verletzung der Vorschrift
des § 23 Abs 1 von der Verpflichtung zur Lelstung frei, wenn der
Versicherungsfall nach der Erhöhung der Gelahr eintrltt.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn die
Verletzung nicht auf einem Verschulden des
Versicherungsnehmers beruht. Der Versicherer ist jedoch auch in
diesem Fall von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die im

§ 23 Abs.2 vorgesehene Anzeige ni6ht unverzüglich gemacht
wird und der Versicherungsfall später als einen lronat nach dem
ZeitpunK eintritt, ln welchem die Anzeige dem Versicherer hätte
zugehen müssen, es sei denn, daß ihm in diesem zeitpunK die
Erhöhung der Gefahr bekannt war.

(3) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt auch
dann bestehen, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine
Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr
keinen Einfluß auf den Eintritt des Verslcherungsfalls oder soweit
sie keinen Einfluß auf den umfang der Leistung des Versicherers
gehabt hat.

§ 26. Die Vorschriften der §§ 23 bis 25 sind nicht anzuwenden,
wenn der Versicherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr
durch das lnteresse des Versicherers oder durch ein Ereignis, für
das der Versicherer haftet, oder drtrch ein cebot der
N4ensohlichkeit veranlaßt wird.

§ 27. (1) Tritt nach dem Abschluß des Vertrages unabhängig vom
Willen des Versicherungsnehmers eine Erhöhung der cefahr ein,
so ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhäitnis
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu
kUndigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats von dem ZeitpunK an ausgeübt wird, in dem der
Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt hat,
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung
bestanden hat.

(2) Der Versicherungsnehmer hat, sobald er von der Erhöhung der
Gefahr Kenntnis erlangt, dem Versoherer unvezüglich Anzeige
zu machen.

(3) lst die Erhöhung der cefahr durch allgemein bekannte
Umstände verursacht die nicht nur auf die Risken bestimmter
Versicherungsnehmer einwirken, erwa durch erne Anderung von
Rechtsvorschriften, so erlischt das Kündigungsrecht des
Versicherers nach Abs. 1 erst nach einem Jahr und ist Abs.2
nicht anzuwenden

§28 (1) Wird die im §27 Abs.2 vorgesehene Anzeige
unverzügllch gemacht so ist der Versicherer von
Verpfliohtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später
als einen N4onat nach dem Zeitpunkt eintrltt, in welchem die
Anzeige dem Versicherer nätte zJgehen müssel.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm
die Erhöhung der Gefahr in dem ZeitpunK bekannt war, in
welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Das gleiche gilt,
wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht
erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluß auf
den Eintrift des Versicherungsfalls oder so\,veit sie keinen Einfluß
aul den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.

§ 29. Eine unerhebliche Erhöhung der Gelahr kommt nicht in
Eetracht. Eine Erhöhung der Gefahr kommt auch dann nicht in
Betracht, wenn nach den Umständen als vereinbad anzusehen
ist, daß das Versicherungsverhältnis durch die Erhöhung der
Gefahr nicht berührt werden soll.

§ 30. oie Vorschriften der §§ 23 bis 29 sind auch auf eine in der
Zeit zwischen Ste{lung und Annahme des Versicherungsankages
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eingetretene Erhöhung der Gefahr anzuwenden, die dem
Versicherer bei der Annahme des Antrages nicht bekannt war.

§ 31. (1) Liegen die Voraussetzungen unter denen der Versicherer
nach den Vorschriften dieses Kapitels zum Rücktritt oder zur
Kündigung berechtigt ist, nur für einen Teil der Gegenstände oder
Personen vor auf die sich die Versicherung bezieht, so steht dem
Versicherer das Recht des Rücldrittes oder der Kündigung für den
übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, daß für diesen allein
der Versicherer den Vertrag unter den gleichen Bestimmungen
nicht geschlossen hätte.

(2) lvacht der Versicherer von dem Rechi des RücKriltes oder der
Kündigung fur einen Teil der Gegenstände oder Personen
Gebrauch, so ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis für den übrigen Teil zu kündigen; die
Kündigung kann jedoch nicht fur einen späteren ZeitpufK als den
Schluß der Versicherungsperiode erklärt werden, in welcher der
Rücktritt des Versicherers oder seine Kündigung wirksam wird.

(3) Liegen die Voraussetzungen, unter denen de. Versicherer
wegen einer Verletzung der Vorschriften über die Erhöhung der
Gefahr von der Verpflichtung zur Leistung frei ist, für einen Teil
der Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die
Versicherung bezieht, so ist die Vorschrift des Abs. 1 auf die
Befreiung entsprechend anzuwenden.

Dritter Abschnitt
Lebensversicherung,

§ 165. (1) Sind laufende Prämien zu entrichten, so kann
Versicherungsnehmer das Versjcherungsverhältnis jederzeit
den Schluß der laufenden Versicherungsperiode kündigen.

(2) lst eine Kapitalversicherung für den Todesfall in der Art
genommen, daß der Eintritt der Verpflichtung des Versicherers zur
Zahlung des vereinbarten Kapitals gewiß ist, so steht das
Kündigungsrecht dem Versicherungsnehmer auch dann zu, wenn
die Prämie in einer einmaligen Zahlung besteht.

§ 165a. (1) Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, binnen 30
Tagen nach seiner Verständigung vom Zustandekommen des
Vertrags von diesem zurückzutreten. Hat der Versicherer
vorläufige Deckung gewährt, so gebührt ihm hiefür dle ihrer Dauer
entsprechende Prämie.

(2) Hat der Versicherer der Verpllichtung zur Bekanntgabe seiner
Anschrift (§ 9a Abs. 1 Z 1 VAG) nicht entsprochen, so beginnt die
Frist zum Rüctdritt nach Abs. 1 nicht zu laufen, bevor dem
Versicherungsnehmer diese Anschrift bekannt wird.

(2a) lst der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Abs 1 Z 2
KSchG), so beginnt die Frist zum Rr]cKritt nach Abs. 1 und 2 erst
dann zu laufen. wenn er auch über dieses Rtickhittsrecht belehrt
worden ist.

(3) Die vorstehenden Absätze gelten nicht für Gruppen-
versicherungsveträge und fur Verträge mit einer LaLrfzeit von
höchstens sechs Monaten.

§ 176 (5) Wird eihe kapitalbildende Lebensversicherung vor dem
Ablauf von frlnf Jahren oder einer vereinbarten küeeren Laufzeit
beendet, so durfen bei der Berechnung des Rückkaufswerts die
rechnungsmäßig einmaligen Abschlusskosten höchstens mit
lenem Anteil berucksichtigt werden, der dem Verhältnis zwischen
der tatsächlichen Laufzeit und dem Zeitraum von fünfJahren oder
der vereinbarten kürzeren Laufzeit entspricht. Ebenso sind diese
Kosten bei der l-lmwandlung in eine prämienfreie Versicherung fiir
die Berechnung der Grundlage der prämienfreien Versicherungs-
Ieistung höchstens nach dem Verhältnis zwischen der
tatsächljchen Prämienzahlungsdauer und dem Zeltraum von fünf
Jahren oder einer vereinbarten kürzeren Prämienzahlungsdauer
zu berücksichtigten
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KONSUMENTENSCHUTZGESETZ (KSchG}

Rücktritlsrecht

§ 3. (1) Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den
vom unternehmer für seine geschäfflichen Zwecke dauernd
benützten Räumen noch b€i einem von diesem dafür auf einer
lvlesse oder einem MarK benützten Stand abgegeben, so kann er
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser
RücKritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder
danach binnen einer Woche erklärt werden; die Frist begjnnt mit
der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die
Anschrifr des Unternehmers, die zur ldentilizierung des Vertrags
notwendigen Angaben so\,vie eine Belehrung über das
RücKrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit
dem Zustandekommen des Vertrags zu laufen. Diese Belehrung
ist dem Verbraucher anläßlich der Entgegennahme seiner
Vertragserklärung auszufolgen. Das Rücktrittsrecht erlischt bei
Versicherungsverträgen spätestens einen Monat nach
Zustandekommen desVertrags.

(2) Das RücKrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer
oder ein mit ihm zusammenwirkender Dritter den Verbraucher im
Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugslahrt oder einer
ähnlichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuel,es
Ansprechen auf der Straße in die vom Unternehmer für seine
geschäftlichen Zwecke benüt en Räume gebracht hat.

(3) Das Rücktrjttsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem
Unternehmer oder dessen Beauftragten zl,lecks Schließung
dieses Vertrages angebahnt hat,

2. vr'enn dem Zustandekommen des Vertrag6 keine
Besp.echungen zwischen den Beteiligten oder ihren
Beauftragten vorangegangen sindoder

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Unternehmern
außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen werden und das
vereinbarte Entgelt '15 Euro, oder wenn das unternehmen nach
seiner Natur nicht in ständigen Geschäftsräumen betrieben wird
und das Entgeft 45 Euro nicht übersteigt.

(4) Der RücKritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der
Schriftform. Es genügt, wenn der Verbraucher ejn Schriftstück,
das seine Vertragserklärung oder die des Unternehmers enthält
dem Unternehmer oder dessen Eeauftragten, der an den
Vertragshandlungen (Anm.: richtig: Vertragsverhandlungen)
mitgewirK hat, mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen läßt,
daß der Verbraucher das Zustandekommen oder die
Aufrechterhaltung des Vertrages ablehni. Es genügt, wenn die
Erklärung innerhalb des im Abs. 1 genannten Zeitraumes
abges€ndet wird.

(5) Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder
vom Vertrag zurücKreten, wenn der Unternehmer gegen die
gewerberechtlichen Regelungen über das Sammeln und die
Entgegennahme von Dienstleistungen über das Aufsuchen von
Privatpersonen sowje Werbeveranstaltungen oder über die
Entgegennahme von Bestellungen auf Waren (§§ 54, 57 und 59
GewO 1994) verstoßen hat. Die Bestimmungen des Abs. 1 und 4
sind auch auf dieses RücKrittsrecht anzuwenden. Es steht dem
Verbraucher auch in den Fällen des Abs. 3 zu.

§3a. (1) Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder
vom Vertrag weiters zurücktreten, wenn ohne seine Veranlassung
für s€ane Einwillagung maßgebliche Umstände, die der
Unternehmer im Zuge der Vertragsverhandlungen als
wahrscheinlich dargestellt hat, niaht oder nur in erheblich
geringerem Ausmaß eintreten.

(2) Maßgebliche tjmstände im Sinn des Abs. 1 sind
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1. die Erwa(ung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten,
die erforderlich jst, damit die Leistung des Unternehmers
erbracht oder vom Verbraucher verwendet werden kann,

2. die Aussicht auf steuerrechfliche Vorteile,

3. die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und
4. die Aussicht auf einen Kredit.

(3) Der Rücktritt kann binnen einer Woche erktär't werden. Die Frjst
beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher erkennbar ist, daß
die in Abs. 1 genannten Umstände nioht oder nur in erheblich
geringerem Ausmaß eintreten und er eine schriftliche Belehrung
über dieses RucKrattsrecht erhalten hat. Das Rücl(rittsrecht
erlischt jedoch spätestens einen l\4onat nach der vollständigen
Erfüllung des Vertrags durch beide Vertragspartner, bei Bank- und
Versicherungsvedrägen mit einer ein Jahr übeßtelgenden
Vertragsdauer spätestens einen Monat nach dem
Zustandekommen des Vertrags.

(4) Das RücKrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn

1. er bereits bei den Vedragsverhandlungen wußte oder wissen
mußte, daß die maßgeblichen Umstände nioht oder nur in
erheblich geringerem Ausmaß eintreten werden,

2. der Ausschiuß des Rücktrittsrechts im einzelnen ausgehandelt
worden ist oder

3. der Untemehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des
Vertrags bereit erklärt.

(5) Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs. 4 sinngemäß.

FERN-FINANZDIENSTLEISTUNGSGESETZ
(FernFinG)

Rücktrittsrecht

§ 8. (1) Der Verbraucher kann vom Vertrag oder seiner
Vertragserklärung bis zum Ablaul der in Abs. 2 genannten Fristen
zurücKreten

(2) Die Rücktrittsfrist bekägt 14 Tage, bei Lebensversicherungen
im Sinn der Richtlinie 200283/EG über Lebensversicherungen,
ABl. Nr. L 345 vom 19. Dezember 2002, S. 1, und bei
Fernabsatzverträgen über di€ Altersversorgung von
Einzelpersonen aber 30 lage. Die Frist jst jedenfalls gewahri,
weon der Rücktritt schriftlich oder auf einem anderen, dem
Empfänger zur Verfügung stehenden und zugänglichen
dauerhaften Datenträger erklärt und diese Erklärung vor dem
Abhuf der Frist abgesendet wird.

(3) Die RücKrittsfrisl beginnt mit dem Tag des
Vertragsabschlusses. Bei Lebensversicherungen (Abs. 2) beginnt
die Frist mit dem ZeitpunK, zu dem der Verbraucher über den
Abschluss des Vedrags informiert wird.

(4) Hat aber der Verbraucher die Vertragsbedingungen und
Vertriebsinformationen erst nach Vertragsabschluss erhalten, so
beginnt die RücKrittsfrist mit dem Erhalt aller dieser Bedingungen
und lnformationen.

(5) lnnerhalb der RücKrittstist darf mit der Erfüllung des Vertrags
erst nach ausdrücklicher Zustimmung des Verbrauchers
begonnen werden.
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ANHANG 2 - VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN

Vollständige Texte aller Versicherungsbedingungen in dieser Polizze:

Die folgenden Texte verweisen an verschiedenen Stellen auf geseEllche Bestimmungen. Der vollständige Wortlaut dieser
GeseEestexte ist in Anhang 1 ersichtlich.
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Besondere Versicherungsbedingungen der
Kapitallebe nsversicherun g

der Grazer Wechselseitige Versicherung AG
LV80001/08

WelcheBedeulung hat

- das Pensionswahlrecht

Sie können statl ein€r Kapitalauszahlung auch die Zahlung einer Pension wähleh. Das
können vor Fälligkeil Sie, nach der Fälligkeit der Bezugsberechligte tun. Das Rechl
bestehi solange das Kapilal ßoch nicht ausbezahll ist. Die Höhe der Pension wird
nach dem im Zeitpunkl der Fälligkeil der Kapilelzahlung geltenden Tarif6n berechnst.
Für die Erechnung der Höhe der Pension isl das Alter des Pensionsempfängers am
Fälligkeilslag dsr Kapitalauszahlung maßgebend. Disses Recht kann entweder für die
gesamle oder für einen Teilder Kapltalauszahlung geltend gemachl w€rden. Dabei
kann auch voF oder nachschüssige P€nsionszahlung vereinbari werden.

Bei laufender Pensionszahlung beslehl kein Kündigungsrechl, die Ablöse der
leufenden Renlenzahlungen durch ein6n Kapitalbetrag bleibt ein€r gesondert€n
Vereinbarung mit dem Versicheror vorbehalten.

- die Gewinnbeteiligung

(1) Sie nehmen im Wege der Gewinntelailrguag an den von uns erzi€lren
Uberschüss€n leil. Die Autleilung der Uberschüsse erfolgl über cewnr- und
Abrechnungsverbände, in denen alle gleicharligen Versicherungsvorlrägo
zusammengefassl sind. Der für lhren Vercicherungsverlrag geltende Gewinnvorband
bzw. Abrechnungsverband isl in lhrer Polizze ausg€wies€n. Für die Höhe des
Gewinnanteils sind die von unseran Unternehmensorganen diesbezüglich jeweils
gefassten Beschlüsse maßgeblich. Zahlenangaben über zukürfiige
Gewinnbeleiligüngen beruhen auf Modellrechnungen und dienon ausschließlich
llluslralionszwecken. Solche Angaben sind daher lnverbindlich. DIe ialsächlich zur
Auszahlung gelangende Gewinnbeteiligung tiängt allein von den während der Laufzeit
des Vertrages erzielten Übeßchilsson ab.

(2) D,e Gewinnanle'le der einzelnen Versrcherungen boslehen aus dem
Zinsgewinnanleil, Zusatzgewinnanteil und Schlussgewinnanleil. Der Zinsgewinnanleil
ergibt sich aus dem Anleil der Versicherung an demjenigen Überschuss, der durch
Kapitalerträge über den rechnungsmäßigen Zinsfuß hinaus aus d€n Deckungsmitteln
erziell wird. Der Zusalzgewinnanteil ergibt sich aus dem Anteil der Versicherung am
sonstigen Überschuss, insbesondere aus Slerblichkeil und
Verwallungskoslenersparnis. Oer Schlussgewinnanteil ergibl sich aus dem Antoil der
Versicherung am Uberschuss im l€tzlen akluellen Versicherungsjahr.

(3) Zins- und Zusatzgewinnanteile werdsn zum Ende jedes Versicherungsjahres,
frühestens zum End€ des rxeiien Versicherungsjahres, zugeleilt. Der
Schlussgewinnanteil wi.d fällig, wenn die Versicherungsleislung infolge Ablaufs der

@t@rffi
Versicherungs- und Prämienzshlungsdauer oder nach Abtauf des zweiten
Versicherungsjahros jnfolgs des V€rsicherungsfalles dos Abtebens g€zahü wird; b€i
Versioherungen d6r Tarife GO auch infolge des Vorsicherungstalles der schweren
Krankheal.

(4) O€r Zinsgewinnsnlejl wird in Prozenlon d6r für dje Gewinnboleiligung
geschäflsplanmäßigen PrämienreseNe ohne VeMallungskoslenreserve der
Hauplversichorung er.echnel; hierbei ist die geschäflsplanmäßigo Prämienrsserv€
ohne Verwallungskoslenresorve zu Beginß desjonigen Versicherungsjahres
heranzuzjohen, das dem Versicherungsiahr unmitlelbar volangeht, zu dessen Ende
die Zuieilung orfolgl. Beizur cänze prämienlreigeslellten Versicherungsverträgen wird
der Prozenlsalz des Gewinnanleil6s reduTiert
Der Zusalzgewinnanteil whd als Summe eines Sockslbolrages und eines
Erhöhungsbeirages aus den Versicherungss!mm6n der Hauptversichsrung gebildel.
Der Sockelbotrag errechrol sioh in Promill€ der Versicherungssumme und der
Erhöhungsbeirag in Promille dar Versicherungssumme fDr den Ablebenslell im
unmiltelbar vorangehenden Versicheruogsjahr. Der Promillesalz des
Erhöhungsbetrsges isl in unt€rschiedlicher Höhe, abhängig vom
geschäftsplanmäßigen Alter bei Ablauf der Prämienzahlungsdauer, festzusetzen; der
Zrsalzgewinnanleil kann weil€rs für Gruppen von Versicheruogen, die sich nach
Versioherungsarl, Einlrillsaller od6r anderen objeKaven lvlerkmalen unterscheiden, in
unlerschiedlicher Höhe festg€setzl werden. Der Zusalzgewinnantoil wird nur insoweit
gewährt, als fiir das zur Berechnung hsranzuziehend€ Veßicherungsjahr die
enl€prechende laufend6 Pämie enlrichlel wird.
Aus dem so errechnelen Zins- und Zosalzg€winnantoil orgibl sich durch Aufzinsung
mil dem Ansammlungszinsfrrß der zuzuleilende Zins- und Züsalzgewinnanteil. Der
Ansammlungszinsfuß ergibl sich aus d€r Summe dss zugrunde liegend€n
rechnungsmäßigen Zinstußos und des für die Berechnung des Zinsgewinnanleiles
festgelegten Prozentsaiz€s, der auch negaliv sein kann. Dadurch kann der
Ansammlungszinsfuß auch niedriger als der zugrunde liegende rechnungsmäßige
Zinsfuß sein.

(5) Der nach dem Geschäflsplan für den Ve.sicherungsfall des Ablebens, bei Tarifen
GD auch Iür den V€rsicherungsfall der schweroß Klankheil, f€stgesetzte
Schlüssgewinnanleil beträgt die Summe aus dem gemäß Abs. (4) für das
Versicherungsjahr, in dem der Todesfall bzw. der schwere Krankheilsfall einlrill,
arrechneten Zins- und Zusalzgewinoanleil, wobei jedoch die Aufzinsung mil dem
Ansammlungszinsfuß enlfällt..
Oer Schlussgewinnanteil bei Ablauf der Versicherungsdauer orrechnel sich gemäß
dern in Abs. (4) efiechneien Zinsgewinnanteil, wobei jedoch ansteue des
vorangegangenen Versicherungsjahres das l6lzte Versicherungsjahr heranzuzlehen
ist, und dieAufzinsung rnit dem Ansammlungszinsfuß entfällt.
Der Schlussgewinnanleil beiAblsd d€r Prämienzahlongsdauer errBchnel sich gemäß
dem in Abs. (4) errechneten Zusatzgewinnanleil, woboi jedoch anslelle des
vorangegangenen Versichsruhgsjahres das lelzte Versicherungsjahr horanarziehen
isl, und dieAufzinsung mjt dem Ansammlungszinsfuß entfälll.

(6) Die zugeleillen Gewinnanleil€ weden mit dsm im Ab§. (4) beschriebenen
AnsammlLrngszinsfuß fllr genze Versicherungsjahre verzinslich angesamm€ll. Bereits
ang€sammelle cewinnanleile können nichl mehr reduziert worden. Die fälligen
Gewinnanleile werden gleichzeitig mil der Versicherungsleislung ausgezahlt. falls
nichl im Geschäflsplan für beslimmle Versicherungssummen, Versicherungsfomen
usw. etwas anderes vorgesehen ist.
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Polizze Nr. 10,459.665

Gru\ am 04.11 .201,5

Besondere Bedingungen für die Fixindexklausel
der Grazer Wechselseitige Versicherung AG

LV80090/03

Die beiderseitigen Leistungen aus dem bestehenden
Versicherungsvedrag werden durch Erhöhung der Versicherungssumme
(bzw. Vertragssumme bei tondsgebundenen Lebensversicherungen) und
der Prämie nach folgenden Bestimmungen angepasst:

ZeitpunK der Anpassung

Die Anpassung der beiderseitigen Leistungen erfolgt jeweils zum
Jährungsstichtag des Versicherungsbeginnes gemäß dem vereinbarten
Erhöhungsprozentsatz.

Der Versicherungsnehmer kann auch lediglich die Erhöhung der
Prämie um die Steigerung des Verbraucherpreisindex wählen. Zu dieser
Anderung bedari es der Versiändigung an den Versicherer und um
Zurllcksendung des let en Erhöhungsnachtrages.

Entfall der Klausel

Die Dynamisierungsklausel erlischt, wenn

a) der Versicherungsnehmer zweimal hintereinander auf die
Erhöhung verzichtet hat,

b) der Vertrag ganz oder teilweise gekündigt oder in eine
prämienfreie Versicherung umgewEndelt worden ist,

c) in den letnen fünf Jahren vor Ablauf der Versicherungsdauer.

Prämlenfreie Versicherung, Rückkauf oder Vorauszahlung

Haben eine oder mehrere Anpassungen staftgefunden, so ist tür die
Entscheidung darüber, ob eine lJmwandlung in eine prämienfreie
Versicherung, ein Rückkauf oder eine Vorauszahlung auch fürjenen Teil
der Versicherung verlangt werden kann, welcher aus Anpassungen
hervorgegangen ist, lediglich die abgelaufene Dauer der
Grundversicherung maßgebend. Die Rückkaufs- und
Prämienfreistellungswerte werden na6h versicherungstechnischen
Grundlagen berechnet.

Gewinnbeteiligung

Alle aus Anpassungen entstandenen Nachversicherungen gehören
dem Gewinnverband der Grundversicherung an. Die Zuweisung von
Gewinnanteilen efolgt im Sinne des § 6 der Allgemeinen
Versicherungsbedingungen der Kapitalversioherung 1V90111/05 der
Grazer Wechselseitige Versicherung Ac, wobei die Zuteilungsfristen ab
dem ZeitpunK der Erhöhung beginnen.

Allgemeines

Die sich aus Anpassungen ergebenden Nachversicherungen und
insbesondere die dafür notwehdigen Prämienzahlungen unterliegen in
allen sonstigen Belangen den Allgeme nen Versicherungsbedingungen
und den geschäftsplanmäßigen Bestlmmungen für den 6rundvertrag

Festsetzung der Leistungen

a) Vers cherungssumme (bzw. Vertragssumme bei
fondsgebundenen Lebensversicherungen)

Die Versicherungssumme (bzw Vertragssumme bei
fondsgebundenen Lebensversicherungen) erhöht sich gegenüber der
letägültigen Versicherungssumme (bzw. Vertragssumme bei
fondsgebundenen Lebensversicherungen)
Prozentsa2 seit der letzten Anpassung.

um den vereinbaden

b) Prämie

Die Prämie erhöht sich für eine Nachversicherung unter
Berücksichtigung des zum Zeitpunl( der Anpassung erreichten Alters und
der bis zum Ablauf des Vertrages sich ergebenden Verstcherungsdauer
bzw. Prämienzahlungsdauer bei sonst gleich bleibenden Bedingungen.

Der Versicherungsnehmer erhält zum Zeitpunld der Anpassung einen
Nachtrag zu seiner Polizze, in dem ihm die Werte der Anpassung
mitgeteilt werden. nnerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Ausstellung
des Nachtrages erklärt der Versicherungsnehmer sein Einverständnis mit
der Anpassung durch Einzahlung der erhöhten Prämie bzw. seinen
Verzicht durch Rücksendung des Nachtrages.
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Polizze Nr. 10,459.665

Gtaz, am 04 .1 1 .201 5

Besondere Versicherungsbedingungen
der Grazer Wechselseitige Versicherung AG

LV 80251t02

Artikel 1: Allgemeine Bestimmungen

Ftlr Ve.sicherungen nach dem vorliegenden Tarif gelien, soweil im Fotgenden
nichis Abweichendes feslgelegl isl, die Allgemeinen Versicherungsbedjngunqen der
Kapltalversicherungen auf den Todesfall und der Kapitatversicherurgen auf d6n
Erlebensfall mil Leislungen im Todesfall der Grazer Wechselseilige Versicheru n9 AG
(nachfolgend kurz AVB genannl).

Artikel 2: Teilauszahlungen während der Vertragslaufzeit

(1) Der Versicherungsnehmer isl berechligl, während der Verlragslautzeit mil
einmonaliger Frisl zu den in Abs. (3) genannlen Zeilpunklen mittels Erklärung in
geschriebener Fom, sofern nichl die Schrifiform vereinbarl wurde, Teilauszahlungen
ausdem Verlrag in Anspruchzu nehmen,

(2) Die Höhe einer Teilauszahlung beträgl bei Verlrägen gegen laufends
Prämienzahlung das 2,s-fache der zu Vertragsb€ginn vereinbarlen Jahresbrutloprämie
für den Haupltarif. Bei Verträgen gegen einmalige Prämienzahlung beträgl die Höhe
erner TerlausTehlrng 200'o der €inmalqen Bru oprämre

(3) Di€ ersle Teilauszahlung isl frilheslens zum Ablauf des tünlten
Versicherungsjahres möglich. Weilere Teilauszahlungen sind frllhestens nach Ablauf
von jeweils drei weiteren Versicherungsjahren möglich.

(4) Die Anzahl der möglichen Teilauszahlungen ergibl sich aus der
Verlragslaufzeil, wobei der Zeiraum zwischen dsm Zeilpunkl der letzlen
Teilauszahlungsma{lichkeit und dem Ende der Vertragslaufzeit zumindest drei Jahre
bekägt. Di6 Anzahl der möglichen Teilauszahlungen isl jedoch bei Verträgen gegen
laufende Prämjenzahlung mit achl, beiVerträgen gegen €inmalige Prämienzahlung mit
vier beschränkt.

(5) Nimml der Versicherungsnehmer zu einem d€r ln Abs. (3) genannten
Zeilpunkle die Option auf Toilauszahlung nichl wahr, so ist er abweichend von Abs. (1)
berechligl, diese Teilauszahlung(en) miltels Erklärung in geschri€bener Form, sofern

dii
Il8§l EßAZEß WEC'| SEtl,Etf tGE!-7ffi

Artikel 3: Reduktion der Versicherungssumme nach
Teilauszahlung

(1) Dle Versicherungssumme ftlr den Erlebensfall reduziert sich mil jeder
T€ilauszahlung nach verJcherungsmalhomalischen crundsätzsn. Dies bedeulet.
dass jener Betrag, um welchen sich die VersichorLrngssumme reduzi€rl, höher ist ats
der Belrag der Teilauszahlung. B€i Verträgen gegen ein&atjge prämienzahtung
reduzierl sich auch die Ableb€nsleishrng nach veßicherungsmathomatischen
Grundsälzen,

(2) Die Reduklion d€r Versachorungssumme nach eiser Teilauszahlung hal
keinen Einflussaufdie Höhe d€r Prämie-

(3) Der Versiohgrer slelll nach jeder Tejlauszahlung eine neue Polizze aus, in
welcher di6 n€u berechnela Versicherungssumme sowie die neu b€rechneten
Rüokkaufswede enlhallen sind. Diese neue Polizze €rsetzl die zulolzt güliige Polizze.
Es gelten ab Wirksamwerden der neuen Polizze d;6 darin enlhallenen Verlragswerle.

Artikel 4: Leistung bei Vertragsende

('1) Hst der Versicherungsnehmer während der Verlragslaufzeit keine
Teilauszahlung in Anspruch geoommen, leislet der Versicherer im Erlebensfall zum
End6 d6r Ver!ragslaufzeit djo bei Verlragsabschluss vereinbarte Versicherungssumme
zuzüglich der bis zu diesem Zeitpunkt angesammellen Gewinnanteile.

(2) Hat der Versicherungsnehmer während der Verlragsläufzeil eine oder
mehrere Teilauszahlungen in Anspruch genommen, leisiet der Versicherer im
Erlebensfallzum Ende der Verlragslaufzeil die nach der lstzten Teilauszahlung gültige
Versioherungssumme (si6he Arlikel 3) zu2üglich der bis zu diesem Zeilpunkt
angesammelten Gewinnanleile.

Artikel 5: Wirkung einer Prämienfreistellung bzw. eines
teilweisen Ri.lckkaufs

lm Fallsein€rteilweisenoder gänzlichen Prämienfreistellungodereinesleilweisen
Rrickkaufs lrelen mil Wirksamwerden di€ser Vertragsälnderungen die
gegensländlich€n Besonderen Versich6rungsbedingungen automatisch außer Krafl,
und der Versichorungsnehmer kann keine vveileron Teilauszahlungen in Anspruch
nehmen. Für die Leislungserbringung gelten in diesem Fall die diesbezüglichen
Regelungen derAVB.

nichl die §chrinform ver-einbart wulde- unler Einhallung einer einmonengen Frisl z" Artikel 6: Rentenwahl
einem beliebigen späteren Monalsersten in Anspruch zu nehmen. Die Höhe dieser
Teilauszahlunq isl mil dem bis zu diesem Zeitpunkt maximal entnehmbaren Belrag Die Boslimmung der AVB über den Anspruch auf Renlenwahl liodel mil det
gemäßAbs. (2) und (3) begrenA. Maßgabe Anwendung, dass diese ausschließlich in Bezug auf die Leistung bei

Ve,lragsende gilt. Eine Teilauszahlung naoh Arlikel 2 kann daher nicht in Renlenform
erbrachtwerden.
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Deckungsrückstellung Die Deckungsrückstellung ergibl sich aus der Summe der
€inbezahlten Prämien abzüglich der einmaligen Abschluss-
kosten und der Prämienanleile ftir VeMallungskoslen,
Sleuern, Unlerjährigkeilszuschlag Kosten lü Zusal atife
und Übernahrre des Ablebensrisikos zuzüglich der Verzin-
sung mil dem garanlierlen Rechnungszinssalz.

cewinnbetelligung sino lh em Venreg zlgewrosene Überschisse, dre de
garantieder Versicherungsleislungen (im Er-, Ablebens-
und Rückkaufsfall) erhöhen.

Polizze Nr. 10,459.665

Gtaz, am 04.11 .2015

Allgemeine Versicherungsbedingungen der
Kapitalversicherung auf den Todesfall und der

Kapitalversicherung auf den Erlebensfall
mit Leistungen im Todesfall

(Lebensversicherung)
der Grazer Wechselseitige Versicherung AG

LV90111/07

Begriffsbestimmungen

Bitle lesen Sie die folgendeo Begriffsbestimmungen sorglältig durch - sie sind für das
Verständnis dieser Vers/cherungsbed jngunger nolwendlg.

Bezugsberechtigter

(BegUnst,gter) ist die Person, die lür den Empfang der Leislung des
Ve rsioherers gena n n1 isl,

Kenntnis der Unrichligkeil oder Unvollsländigkeil der Angaben erklären. Wir können

nicht vom VerlEg zurücklrelen \ /enn wir von der Unrichtigkeit oder Unvollsiändigkeil
der Angaben Kenßtnis hatten. Be; arglisliger Täuschung können u,/ir den Verlrag
jederzeil anfechlen. Wenn wir den Verlrag anfechten oder vom Vertrag zurücKrelen
leislen wir den lariflichen Rtickkaufswert. Schuldhail undchiige oder unvollständige
Angab€n können darüber hinaus gernäß def Voraussetzungen und Begrenzungen der
geselzllehen Bestimmungen (§§ 16 - 22 VersVG) zum Verlust des Vercioherungs-
schutzesführen, sodass wirim Versicherun gsfall n u r den Rückkaufswen leisten

(3) An diesen Anlrag siod Sie sechs Wochen ab Antragsiellurg gebunden. Wenn
eine ärzlliche Untersuchung erfolgi, bildel das Ergebnis der äzllichen Unlersuchung
(Atlest) eioen integriorenden Bestandteil des Antrags. Auch das Atlesl isl durch den
Antragsteller zu unierferligeni .in diesen Fällen 6rfülll der Antragsteller die vowerlregli-
che Anzeigepflichl durch die Ubergabe von Attest saml all sein€n Bestandleilen und
Beilagen sowie des Antragsformulars. Elne Anlragslellung isl somil ersl dann whksam
erfolgl, wann alle erforderlich€n Schriilslücke dem Versicherer zugegangen sind; mil
diesem Z€f punkl beginnl die Anl'agsbindefrisl.

(4) Wir lreffen die Enlscheidung über die Annahme lhres Ankages und die
Prämienkalk!lation aufgrund lhres Gesundheitszustandes bei Verlragsabschluss. Sie
erklären sich ausdrücklich damit einverslanden, dass nach Verlragsabschluss als
Gefahrenerhöhung Nikotin-, Alkohol, Medikamenlen- oder sonsliger Suchlgiftmiss-
bGuch gill. Eine Gefahrenerhöhung haben Sie uns unvezüglich anzuzeig€n. Die
Erhöhung der Gefahr berechligl uns zur Kündigung des Vertrages bzw. zu Prämienan-
passungon gemäß § 20 und kann im Versicherungsfallgomäß den Vorausselzungen
und Begren2ungen der geseizlichen Beslimmungen (§§ 23 - 31 VersVG) Lrnsere
Leistungsf reiheil zur Folge haben.

(5) Sie sind verpflichlel, die vereinbarien Versicherirngsprämien (elnmalige oder
laufende Prämien) an uns koslenfreiund rechlzelligzu bezahlen.

(6) Lalfende Plamien sind Jahresprämien. Sie können nach Vereinbarung auch
in halbjährlichen, vierleljährlichen oder monallichen Ralen bezahll werden, dann jedoch

mit Zuschlägen von maximal 6 o/o der Prämie. lm Versicherungsiall (§ 1) werden die
ofienen Raten des laufenden Veßicherungsjahres io Abzug gebracht.

(7) Dle ersle oder einmalige Prämie wird mil Zustellung der Polizze, nichl aber
vor Versicherungsbeginn Iällig und ist sodann innerhalb von zweiWochen zu bezahlen.
Folgeprämien sind innerhalb eines Monals, bei monallicher Prämienzahlung innerhalb
von zwei Wochen, jeweils ab dem in der Polizze angegebenen Fälligkeilslag zu bezah-

(8) Wenn Sie die erst€ oder eine einmalige Prämie nichl rechlzeilig bezahien,
sind wir leislungsfreiund können vom Vertrag zurücklrelen, es seidenn Sie waren an
der rechlzoitigen Zahlung ohne Verschuldon verhindert. Es gill als Rüoklrill unsere.-
seils, v/enn wir die ersie oder einmalige Prämie nicht innerhalb von drei Monalen vom
Fälligkeilslag an gerichtlich gellend machen. Bej einem Riloktrill sind die Kosten der
ärzllichBnUnlersuchuogvon lhnen zu bezahlen.

Wurde die ersle oder einmalige Prämie innsrhalb von 14 Tagen nach der Auffor-
derung zur Prämienzahlung nichl oder nichl vollsiändig (§ 39a VersVG) eingezahll,
haben wir zür Reduzierung unseres Schadens, der uns durch den mil dem Verzug
verbundenoo Zinsenenlgang enlsianden isi, das Rechl, den beantragten Iechnischen
Versieherungsbeginn auf den der Bezahlung der Prämie folgenden Monalsorslen zu
verlegen. DerAblauf des Verirages verändert sich onlsprechend.

(9) Wenn Sie eine Folgeprämie nicht rechtzeilig bezahlen, erhalten Sie eine
lvlahnung. Bezahlen Sie den RilcksiaM nicht innerhalb der in der Mahnung festgesetz-
(en Frist von mindestens aäeiWochon, können wirden Vertrag zum Ablauf dBrfeslge-
seizte. Frisl kündigen, es sei denn sie waren an der rechlzeitigen Zahlung ohne
Verschulden verhinderl. Lrn Falle unserer Kündigung enlfälll oder verminderl sich lhr
Versicheru ngsschutz a!f d ie präm ienfreie Versioheru ngssurn m€.

(10) Die einzelnen Sparlen einer Bilndelversicherung siellen rechllich selbstärdige
Verträge dar. Im Fall des Prämienzahlungsvee Lrges wird der aushaflende Betrag im
Verhäilnis der für die einzelnen Sparlen vereinbarten Prämien aut die einzelnen Ver
lräge aufgeleill.

(1'1) lm Fall des Prämienzshlungsvezuges werden wir die aushaflenden Belräge
in angemessener und branchenilblicher Weiss zunächst außergerichtlich bei lhnen
einmahnen. Sie haben uns die dadurch verursachten l,4ehrcufwendungen, die als
IMahnspesen verrechnel werden, zu ersetzen.

(12) lsl die Prämie am Fälligkeitsiag nichi oder nicht vollständig bezahli werden
die aushailenden Belräge, unabhängig von den sonsligen Folgen der Nichizahlung,
vom Fälllgkeltslag an bis zur vollsländigen Erfüllung der Zahlungsverpllichlung mil
einem Zinssalz von 0 8 Prozenl je fir]onat vezinsl.

(13)lm Fall von Zahlungsrücksländen werden bei uns einlangende Zahlungen
vorrangig auf aushallende Zinsen und Koslen - unabhängig davon, ob es sich um
Zinsen und Koslen aus älleren oder jüngeren Prämienfä ligkeiten handell -, dann
leweilsauf die älleslen bereilsfälligen Prämienfordoftrngen angerechnel.

(14) Für den Fall der vorzeiligen VedEgsaLrflösung verpflichlen Sie sich, eine
Slornogebü hr gemäß § 8 Abs.5 zu bezahlen.

§ 3. Umfang des Versicherungsschutzes

(1, Der Versicnerungssch-U bestell g'undsätzl,cF urabhangig dävo1 äul wel
cher Ursache der Versicherungsfall beruhi.

isi die Leislung des Versicherers, wenn der Vertrag voEei.
lig gekündigl (tückgekauft') wird. Oer Rückkaufswerl ent
spricht der Deckungsrückslellung verminden um einen Ab-
zug.

Tariflceschäftsplan isi eine delaillierte Alfstellung jener Beslimmungen und
versicherungsmalhematischen Formeln anhand derer die
Leislung des Versicherers und die Gegenleislung des Vec
sicherungsnehmers (Versicherungsprämie) zu berechnen
sind

Rechnuhgs2ins ist d6r garantierle Zinssalz für den Tarif. Diejeweilige Höhe
enlnehmen Sie lhrer Polizze.

isl die Grazer Wechselseiiige Versjcherung AG, Herren-
gasse '18-20, A-8010 Graz.

istdie Peßon, deren Leben versicherl ist,

Versicherungshehmer isl der Vedragspaltner des Voßicherers und Träger der
Rechte und Pflichten aus dem Versicherungsverlrag, also
di6 Person, die den Versicherungsvertrag mit der Grazer
Wechselseilige Versicheru ng AG abschließl.

Versi.herungsprämie isi das vom Veßicherungsnehmerzu zahlende Entgell.

Ver§icherungssumme ist die im Rahmen d6r Versicherungsbedlngungen garan-
lierte Leislung des Versicherersim Er- bzw. Ablebensfall

Verweise auf gesetzliche Bestimmungen

Gesetzesslellen des Versichsrungsverlragsgeselzes (VersVG), die ln diesen Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen angefUhn sind, sind im Anhang 1 zu dieser Polizze in
vollem Wortlaul wiedergege ben

§ 1. Leistungen des Versicherers im Versicherungsfall

(T) Bei Ableben des Versicherten leislen wir die für den Ablebensfall vereinbarle
Verclcherungssummezuzüglich der bis dahin erworbenen Gewinnbeleiligung.

(2) lm Erleb€nsfall leislen wir die für den E rlebensfall vereinbarle Vercicherungs,
summezuzUglich der bjs dehin erv.rcrbenen Gewinnbeleiligüng.

§ 2. Pflichten des Versicherungsnehmers

(1) Als Versicherungsnehmor stellen Sie einen Anlrag auf Abschluss eines
Lebensversicherungsverlrages. Wir übernehmen den VersicherungsschuD im Vertrau-
en darauf, dass Sie alle mil dom Anlrag verbundenen Fragen wahrh€ilsgemäß und
vollsländig beanlworten.

Sle sind daher veFflichtet den Ankag und die damil verbundenen Fragen wahr-
heitsgemäß und vollsländig auszufüllen bar'/ zu beanl'rorlen. Weon das Leben einer
anderen Person versichert werden soll, isl auch diese für die wahrheilsgemäßs und
vollsländige Beanlworlung aller Fragen veranlworllich.

(2) Werden Frsgon schuldhafl unrichlig oder unvollständig beanlworlet, können
rir innerhalb vor drei Jahren serl Abschtuss. Wiederhersrerlung oder Anderung des
Verlrages zurüoklrelen. Wir können den Rücktritt nur innerhalb eines lvlonals ab
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